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19. Wahlperiode 15.12.2020 

Antrag 
der Abgeordneten Markus Herbrand, Christian Dürr, Dr. Florian Toncar, Frank 
Schäffler, Katja Hessel, Till Mansmann, Grigorios Aggelidis, Renata Alt, 
Christine Aschenberg-Dugnus, Nicole Bauer, Jens Beeck, Dr. Jens 
Brandenburg (Rhein-Neckar), Mario Brandenburg (Südpfalz), Sandra 
Bubendorfer-Licht, Dr. Marco Buschmann, Carl-Julius Cronenberg, Hartmut 
Ebbing, Dr. Marcus Faber, Daniel Föst, Thomas Hacker, Peter Heidt, Katrin 
Helling-Plahr, Torsten Herbst, Katja Hessel, Dr. Gero Clemens Hocker, Manuel 
Höferlin, Dr. Christoph Hoffmann, Ulla Ihnen, Olaf in der Beek, Dr. Christian 
Jung, Dr. Marcel Klinge, Pascal Kober, Carina Konrad, Konstantin Kuhle, 
Alexander Kulitz, Michael Georg Link, Alexander Müller, Frank Müller-
Rosentritt, Hagen Reinhold, Bernd Reuther, Christian Sauter, Dr. Wieland 
Schinnenburg, Judith Skudelny, Dr. Hermann Otto Solms, Bettina Stark-
Watzinger, Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann, Benjamin Strasser, Katja 
Suding, Linda Teuteberg, Michael Theurer, Stephan Thomae, Manfred 
Todtenhausen, Johannes Vogel (Olpe), Sandra Weeser, Nicole Westig, 
Katharina Willkomm und der Fraktion der FDP 

Maßnahmen zur Bewältigung der Corona-Krise bei der Erbschaftsteuer 
ergreifen – Scheitern von Unternehmensnachfolgen vermeiden 

Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Als Reaktion auf die Corona-Pandemie wurden bislang verschiedene Gesetze und Re-
gelungen angepasst und neueingeführt. Damit wird der Versuch unternommen, die ge-
sundheitlichen, gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Folgen der Corona-Krise ab-
zuschwächen. Folgen ergeben sich auch bei der praktischen Handhabung des Erb-
schaft- und Schenkungsteuerrechts; dazu wurden ebenfalls bereits erste unterstützende 
Maßnahmen umgesetzt. Hierzu zählen u. a. die Möglichkeit einer zinslosen Stundung, 
eine Verlängerung der Fristen zur Abgabe von Steuererklärungen sowie Ausweitungen 
des Abgabezeitraums für Feststellungserklärungen im Bereich von Unternehmensver-
mögen (vgl. u. a. www.stmfh.bayern.de/service/finanzielle_hilfen/corona_2020/). 
Aus Sicht der Antragsteller wurden jedoch bisher einige Folgen der Corona-Pandemie 
nicht berücksichtigt, die unmittelbare Auswirkungen auf die Festsetzung der Erb-
schaft- und Schenkungsteuer mit sich bringen und darüber hinaus drohen, die ur-
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sprüngliche Absicht des Gesetzgebers zu konterkarieren. Denn die Übergabe eines Un-
ternehmens an die nachfolgende Generation wird bislang dann steuerlich begünstigt, 
wenn bei der Unternehmensnachfolge Arbeitsplätze gesichert, die Stabilität des Un-
ternehmens gewährleistet und somit der Wirtschaftsstandort Deutschland als Ganzes 
gestärkt wird. Es ist unstrittig, dass viele Unternehmen infolge der Corona-Pandemie 
unverschuldet in eine wirtschaftliche Notlage geraten sind und deshalb z. B. auf das 
Instrument der Kurzarbeit zurückgreifen müssen. 
Es ist nach Ansicht der Antragsteller fraglich, welche Auswirkungen der Rückgriff auf 
das Kurzarbeitergeld oder coronabedingte Personalfreistellungen auf die sogenannte 
Lohnsummenklausel nach § 13a und 13b des Erbschaft- und Schenkungsteuergesetzes 
(ErbStG) haben werden. Dies kann dazu führen, dass zentrale Bedingungen für mitun-
ter seit Jahren vorbereitete steuerbegünstigte Unternehmensnachfolgen nicht mehr er-
füllt werden können. Die gesetzgeberische Absicht dieser staatlichen Förderung, näm-
lich einem Scheitern von Unternehmensnachfolgen oder Zwangsveräußerungen und 
-schließungen von Betriebsteilen und einem damit einhergehenden Verlust von Ar-
beitsplätzen entgegenzuwirken, wird damit unterlaufen. Um ein Scheitern von Unter-
nehmensnachfolgen zu verhindern, muss der Gesetzgeber deshalb unmittelbar aktiv 
werden. 

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

gemeinsam mit den Ländern darauf hinzuwirken, dass 
1. Anpassungen geprüft werden, damit der durch die Corona-Pandemie für viele 

Unternehmen notwendig gewordene Einsatz von Kurzarbeitergeld die Einhaltung 
der Lohnsummenregelung nach § 13a Absatz 3 und 10 ErbStG nicht konterkariert 
und 

2. die Notwendigkeit zur Einhaltung der 90-Prozent-Prüfung des Verwaltungsver-
mögens nach § 13b Absatz 2 Satz 2 ErbStG vor dem Hintergrund der Corona-
Pandemie auf die Unternehmen zeitnah geprüft und ggf. angepasst wird. 

Berlin, den 14. Dezember 2020 

Christian Lindner und Fraktion 

Begründung 

Nach Ansicht der Antragsteller müssen deshalb Anpassungen – etwa bei der Mindestlohnsumme nach § 13a 
Absatz 3 und 10 ErbStG, bei der 90-Prozent-Prüfung des Verwaltungsvermögens nach § 13b Absatz 2 Satz 2 
ErbStG oder bei der Berücksichtigung von Forderungen aus Lieferungen und Leistungen – geprüft und ggf. an-
gestoßen werden. Schließlich ist beispielsweise nicht auszuschließen, dass sich bei Unternehmen das – für eine 
begünstigende Übertragung schädliche – Verwaltungsvermögen allein deshalb erhöht, weil die Tatsache, dass 
weltweit Kundinnen und Kunden von der Pandemie betroffen sind, eine Anpassung der Zahlungsziele erfordert.
(Hierzu auch: DStR 2020, 853) Ziel der geforderten Überprüfung sollte es daher nach Ansicht der FDP-Fraktion 
im Deutschen Bundestag sein, herauszustellen, inwieweit die Übergabe eines unverschuldet in eine Krisenlage 
geratenen Unternehmens auf die nächste Generation durch die Corona-Pandemie erschwert oder gar verhindert 
wird und welche Maßnahmen ergriffen werden sollten, um einer möglichen Schlechterstellung entgegenzuwir-
ken. 
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